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Informationen zu Gesetzen und Verordnungen bezüglich der Notenbildung, Zeugniserstellung 
und Vorrückungserlaubnis; 
 

BayEUG 
 
Art. 52 
Nachweise des Leistungsstands, Bewertung der Leistungen, Zeugnisse  
(1) 1Zum Nachweis des Leistungsstands erbringen die Schülerinnen und Schüler in 
angemessenen Zeitabständen entsprechend der Art des Fachs schriftliche, mündliche und 
praktische Leistungen. 2Art, Zahl, Umfang, Schwierigkeit und Gewichtung der 
Leistungsnachweise richten sich nach den Erfordernissen der jeweiligen Schulart und 
Jahrgangsstufe sowie der einzelnen Fächer. 3Die Art und Weise der Erhebung der Nachweise 
des Leistungsstandes ist den Schülerinnen und Schülern vorher bekannt zu geben; die 
Bewertung der Leistungen ist den Schülerinnen und Schülern mit Notenstufe und der 
Begründung für die Benotung zu eröffnen. 4Leistungsnachweise dienen der 
Leistungsbewertung und als Beratungsgrundlage. 
(2) 1Die einzelnen schriftlichen, mündlichen und praktischen Leistungsnachweise sowie die 
gesamte während eines Schuljahres oder sonstigen Ausbildungsabschnitts in den einzelnen 
Fächern erbrachte Leistung werden nach folgenden Notenstufen bewertet: 

 sehr gut =  (Leistung entspricht den Anforderungen in besonderem Maße) 

 gut =  (Leistung entspricht voll den Anforderungen) 

 befriedigend =  (Leistung entspricht im Allgemeinen den Anforderungen) 

 ausreichend =  (Leistung weist zwar Mängel auf, entspricht aber im Ganzen noch den Anforderungen) 

 mangelhaft =  (Leistung entspricht nicht den Anforderungen, lässt jedoch erkennen, dass trotz 
deutlicher Verständnislücken die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind) 

 ungenügend =  (Leistung entspricht nicht den Anforderungen und lässt selbst die notwendigen 
Grundkenntnisse nicht erkennen). 

2 Art. 9 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3, Art. 16 Abs. 2 Satz 4 bleiben unberührt. 3Die Schulordnungen 
können vorsehen, dass in bestimmten Jahrgangsstufen der Grundschule und der 
Förderzentren, in Wahlfächern sowie bei ausländischen Schülerinnen und Schülern in 
Pflichtschulen und bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
Pflichtschulen die Noten durch eine allgemeine Bewertung ersetzt werden. 4Auf Wunsch der 
Erziehungsberechtigten oder Schülerinnen und Schüler hat die Lehrkraft die erzielten Noten 
zu nennen. 
(3) 1Unter Berücksichtigung der einzelnen schriftlichen, mündlichen und praktischen 
Leistungen werden Zeugnisse erteilt. 2Hierbei werden die gesamten Leistungen einer 
Schülerin bzw. eines Schülers unter Wahrung der Gleichbehandlung aller Schülerinnen und 
Schüler in pädagogischer Verantwortung der Lehrkraft bewertet. 3Daneben sollen 
Bemerkungen oder Bewertungen nach Abs. 2 Satz 1 oder in anderer Form über Anlagen, 
Mitarbeit und Verhalten der Schülerin oder des Schülers in das Zeugnis aufgenommen 
werden. 
(4) Regelungen über den Notenausgleich können in den Schulordnungen vorgesehen werden. 
(5) 1Schülerinnen und Schüler mit einer lang andauernden erheblichen Beeinträchtigung der 
Fähigkeit, ihr vorhandenes Leistungsvermögen darzustellen, erhalten soweit erforderlich eine 
Anpassung der Prüfungsbedingungen, die das fachliche Anforderungsniveau der 
Leistungsanforderungen wahrt (Nachteilsausgleich). 2Von einer Bewertung in einzelnen 
Fächern oder von abgrenzbaren fachlichen Anforderungen in allen Prüfungen und 
Abschlussprüfungen kann abgesehen werden (Notenschutz), wenn eine körperlich-motorische 
Beeinträchtigung, eine Beeinträchtigung beim Sprechen, eine Sinnesschädigung, Autismus 
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oder eine Lese-Rechtschreib-Störung vorliegt, auf Grund derer eine Leistung oder Teilleistung 
auch unter Gewährung von Nachteilsausgleich nicht erbracht und auch nicht durch eine 
andere vergleichbare Leistung ersetzt werden kann die einheitliche Anwendung eines 
allgemeinen, an objektiven Leistungsanforderungen ausgerichteten Bewertungsmaßstabs zum 
Nachweis des jeweiligen Bildungsstands nicht erforderlich ist und die Erziehungsberechtigten 
dies beantragen. 
3Im Übrigen bleiben die schulartspezifischen Voraussetzungen für Aufnahme, Vorrücken und 
Schulwechsel sowie für den Erwerb der Abschlüsse unberührt. 4Art und Umfang des 
Notenschutzes sind im Zeugnis zu vermerken. 5Das Staatsministerium wird ermächtigt, das 
Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 
Art. 53 
 
Vorrücken und Wiederholen  
 
(1) In die nächsthöhere Jahrgangsstufe rücken Schülerinnen und Schüler vor, die während 
des laufenden Schuljahres oder des sonstigen Ausbildungsabschnitts die erforderlichen 
Leistungsnachweise erbracht und dabei den Anforderungen genügt haben. 
 
(2) Schülerinnen und Schüler, die die Erlaubnis zum Vorrücken nicht erhalten haben, können 
die bisher besuchte Jahrgangsstufe derselben Schulart wiederholen. 
 
(3) 1Das Wiederholen ist nicht zulässig für Schülerinnen und Schüler, die 
1. 
dieselbe Jahrgangsstufe zum zweiten Mal wiederholen müssten, 
2. 
nach Wiederholung einer Jahrgangsstufe auch die nächstfolgende wiederholen müssten. 
 
2Das Wiederholen ist außerdem nicht zulässig für Schülerinnen und Schüler der Gymnasien 
und Realschulen, die innerhalb der Jahrgangsstufen 5 bis 7 zum zweiten Mal nicht vorrücken 
durften. 
 
(4) 1Zuständig für die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist die Klassenkonferenz. 
2Für einzelne Schularten kann in der Schulordnung ein anderes aus Lehrkräften der Schule 
gebildetes Gremium oder die Klassenleiterin bzw. der Klassenleiter bestimmt werden. 
3Mitglieder der Klassenkonferenz sind die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte und die 
Schulleiterin bzw. der Schulleiter oder eine von ihr bzw. ihm beauftragte Lehrkraft als 
Vorsitzender. 
 
(5) 1Von den Folgen nach Absatz 3 kann die Lehrerkonferenz befreien, wenn zuverlässig 
anzunehmen ist, dass die Ursache des Misserfolgs nicht in mangelnder Eignung oder 
schuldhaftem Verhalten der Schülerin oder des Schülers gelegen ist. 2Die Lehrerkonferenz 
entscheidet auch darüber, ob bei einer Schülerin oder einem Schüler, die oder der von einer 
Schule anderer Art übergetreten ist und an der zuvor besuchten Schule bereits einmal 
wiederholt hat, Absatz 3 anzuwenden ist. 
 
(6) 1 Schülerinnen und Schülern, die die Erlaubnis zum Vorrücken nicht erhalten haben, kann 
in einzelnen Schularten und Jahrgangsstufen nach Maßgabe näherer Regelungen in den 
Schulordnungen das Vorrücken auf Probe gestattet werden; das Vorrücken kann ihnen noch 
gestattet werden, wenn sie sich einer Nachprüfung zu Beginn des folgenden Schuljahres 
erfolgreich unterzogen haben. 2Schülerinnen und Schülern, die infolge nachgewiesener 
erheblicher Beeinträchtigungen ohne eigenes Verschulden wegen Leistungsminderungen die 
Voraussetzungen zum Vorrücken nicht erfüllen (z.B. wegen Krankheit), kann das Vorrücken 
auf Probe gestattet werden, wenn zu erwarten ist, dass die entstandenen Lücken geschlossen 
werden können und das angestrebte Bildungsziel erreicht werden kann. 
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(7) 1Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Schülerinnen und Schüler der Berufsschulen und 
Berufsschulen zur sonderpädagogischen Förderung. 2Für Schülerinnen und Schüler der 
Grundschulen, Mittelschulen und Förderzentren gelten an Stelle der Absätze 3 und 5 die 
Bestimmungen über die Vollzeitschulpflicht nach Maßgabe näherer Regelungen in den 
Schulordnungen. 3Für Schülerinnen und Schüler in Mittlere-Reife-Klassen sind jedoch Abs. 3 
Satz 1 und Abs. 5 anzuwenden. 
 

RSO 
 
§ 24 
 
Entscheidung über das Vorrücken  
 
 
(1) 1Die Grundlage für die Entscheidung über das Vorrücken bilden die Leistungen in den 
Vorrückungsfächern. 2Vom Vorrücken sind Schülerinnen und Schüler ausgeschlossen, deren 
Jahreszeugnis 
1. in einem Vorrückungsfach die Note 6 oder 
2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 5 
 
aufweist, sofern nicht gemäß § 26 das Vorrücken auf Probe gestattet oder gemäß § 27 eine 
Nachprüfung erfolgreich abgelegt wird. 3Eine Bemerkung in einem Vorrückungsfach gemäß § 
31 Abs. 5 steht hinsichtlich des Vorrückens einer Note 6 gleich. 
 
(2) Bei Schülerinnen und Schülern mit nicht deutscher Sprache, die keinen eigenständigen 
Deutschunterricht erhalten haben, und bei Aussiedlerschülerinnen und -schülern sind in den 
ersten beiden Jahren des Schulbesuchs in der Bundesrepublik Deutschland unzureichende 
Leistungen im Fach Deutsch in den Jahrgangsstufen 5 bis 9 bei der Entscheidung über das 
Vorrücken nicht zu berücksichtigen. 
 
(3) 1Treten Schülerinnen und Schüler später als zwei Monate vor Unterrichtsbeendigung aus 
der Schule aus, ohne an eine andere Realschule überzutreten, so stellt die Klassenkonferenz 
die Noten fest. 2Gleichzeitig entscheidet sie, ob die Schülerinnen und Schüler bei weiterem 
Verbleib an der Schule die Erlaubnis zum Vorrücken erhalten hätten; die Feststellung wird mit 
Begründung in die Niederschrift aufgenommen. 3Schülerinnen und Schüler, deren 
Bescheinigung nach § 32 Satz 1 keine Bemerkung über die Erlaubnis zum Vorrücken enthält, 
können im darauf folgenden Schuljahr zu einer Aufnahmeprüfung für die nächsthöhere 
Jahrgangsstufe nicht zugelassen werden. 4Bei Wiedereintritt in die gleiche Jahrgangsstufe 
gelten sie als Wiederholungsschülerinnen und -schüler. 
 
§ 25 
 
Vorrückungsfächer  
 
(1) 1Vorrückungsfächer sind alle Pflicht- und Wahlpflichtfächer. 2Ausgenommen sind Textiles 
Gestalten, Kunst, Werken, Musik und Sport, sofern diese Fächer nicht Wahlpflichtfächer in der 
Wahlpflichtfächergruppe III sind. 
 
§ 26 
Vorrücken auf Probe  
 
(1) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 bis 9, die wegen Note 6 in einem oder 
Note 5 in zwei Vorrückungsfächern das Ziel der jeweiligen Jahrgangsstufe erstmals nicht 
erreicht haben, können mit Einverständnis ihrer Erziehungsberechtigten auf Probe vorrücken, 
wenn sie in den Fächern Deutsch, Englisch, Mathematik und in dem jeweiligen 
gruppenspezifischen Wahlpflichtfach nach § 35 Abs. 1 Satz 1 keine schlechtere Note als 
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einmal Note 5 haben und die Lehrerkonferenz auf der Grundlage einer Empfehlung der 
Klassenkonferenz zu der Auffassung gelangt, dass nach dem Gesamtbild aller erzielten 
Leistungen erwartet werden kann, dass sie im nächsten Schuljahr das Ziel der Jahrgangsstufe 
erreichen. 
 
(2) Wird einer Schülerin oder einem Schüler das Vorrücken auf Probe nach Abs. 1 oder nach 
Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, so wird in das Jahreszeugnis folgende Bemerkung 
aufgenommen: „Die Schülerin bzw. der Schüler erhält die vorläufige Erlaubnis zum Besuch 
der Jahrgangsstufe …“. 
 
(3) 1Die Probezeit dauert im Fall des Abs. 1 bis zum 15. Dezember, im Fall des Art. 53 Abs. 6 
Satz 2 BayEUG bis zum Termin des Zwischenzeugnisses. 2Sie kann von der 
Klassenkonferenz in besonderen Fällen um höchstens zwei Monate verlängert werden. 3Die 
Lehrerkonferenz entscheidet auf der Grundlage einer Empfehlung der Klassenkonferenz, ob 
die Schülerin oder der Schüler nach dem Gesamtbild aller erzielten Leistungen die Probezeit 
bestanden hat oder zurückverwiesen wird. 4Zurückverwiesene Schülerinnen und Schüler, 
denen das Vorrücken auf Probe nach Art. 53 Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet wurde, gelten 
nicht als Wiederholungsschülerinnen und -schüler. 
 


